 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7103644/2025

REPUBLIK OSTERREICH

BESCHLUSS

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin Mag. Renate Schohaj in der Beschwerdesache
rRERBfL*R* K**Bf1-Adr***, vertreten durch Mag. Gabriele Mold-Tichler, Zur Spinnerin
53/1/32, 1100 Wien, gegen die Bescheide des Finanzamtes Osterreich vom 25.7.2022,
betreffend Feststellung der Einkiinfte gemaR § 188 BAO fiir die Jahre 2014 bis 2018 sowie vom
17.5.2021 betreffend Feststellung der Einkiinfte gemaR § 188 BAO fiir das Jahre 2019,
beschlossen:

I. Der Vorlageantrag vom 25.3.2024 betreffend Feststellung der Einklinfte gemal3 § 188 BAO
flr die Jahre 2014 bis 2018 wird gemal’ § 260 Abs. 1 lit. b BAO iVm § 264 Abs. 4 lit. e BAO
zurlickgewiesen.

Il. Der Vorlageantrag vom 14.10.2022 betreffend Feststellung der Einkiinfte gemaR § 188 BAO
fiir das Jahr 2019 wird gemaR § 260 Abs. 1 lit. b BAO iVm § 264 Abs. 4 lit. e BAO

zurlickgewiesen.

Ill. Gegen diesen Beschluss ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach
Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssig.

Entscheidungsgriinde
1) Verfahrensgang:
1) Bescheide betreffend Feststellung der Einkiinfte gemaR § 188 BAO 2014-2018

Mit Eingabe vom 21.12.2020 beantragten die Beschwerdefiihrerinnen (Bf.) die
Wiederaufnahme der Verfahren betreffend Feststellung der Einkiinfte gemafl} § 188 BAO fiir
die Jahre 2014 bis 2018 sowie die Aufhebung des Feststellungsbeschiedes 2018 gemal § 299
BAO.

Mit Bescheiden vom 25.7.2022 nahm die belangte Behorde die Verfahren betreffend
Feststellung der Einkiinfte gemal § 188 BAO fiir die Jahre 2014 bis 2017 wieder auf, hob den
Feststellungsbescheid 2018 gemalR § 299 BAO auf und erliell neue Bescheide Uber die
Feststellung von Einkiinften gemal § 188 BAO fiir die Jahre 2014 bis 2018.
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Die Bescheide wurden nachweislicham 14.9.2022 zugestellt (siehe RSb Riickschein).

Mit Eingabe vom 14.10.2022, bei der belangten Behoérde am 31.10.2022 eingegangen, erhoben
die Bf. Beschwerde gegen die Bescheide Uber die Feststellung von Einkiinften gemal} § 188
BAO fiir die Jahre 2014 bis 2018.

Mit Beschwerdevorentscheidungen vom 14.2.2024 wies die belangte Behorde diese
Beschwerde gemal § 260 Abs. 1 lit. b BAO als nicht fristgerecht eingebracht zurlick.

Die Beschwerdevorentscheidungen wurden nachweislicham 21.2.2024 zugestellt (sieheRSb
Rickschein).

Mit Eingabe vom 25.3.2024 beantragten die Bf. die Vorlage ihrer Beschwerde an das
Bundesfinanzgericht und behaupteten die Zustellung der Beschwerdevorentscheidungen am
23.2.2024.

Mit Bescheiden vom 17.6.2024 wies die belangte Behorde den Vorlageantrag betreffend
Feststellung der Einklinften gemalR § 188 BAO fiir die Jahre 2014 bis 2018 als nicht fristgerecht

eingebracht zurick.

Mit Eingabe vom 24.7.2024 erhoben die Bf. Beschwerde gegen diesen
Zurickweisungsbescheid.

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 30.10.2025 gab die belangte Behodrde der Beschwerde
mit der Begriindung Folge, dass die Zustandigkeit zur Zurlickweisung des verspateten
Vorlageantrages gemaR § 264 Abs. 5 BAO in die Zustandigkeit des Bundesfinanzgericht fallt.

2) Bescheid betreffend Feststellung der Einkilinfte gem3R § 188 BAO 2019

Mit Bescheid vom 17.5.2021stellte die belangte Behorde die im Kalenderjahr 2019 erzielten
Einkinfte gemaR § 188 BAO in der Hohe von 20.566 Euro fest.

Mit Eingabe vom 7.6.2021 erhoben die Bf. Beschwerde gegen den Bescheid tber die
Feststellung der Einkiinfte gemals § 188 BAO fiir das Jahr 2019.

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 25.7.2022 dnderte die belangte Behdrde den Bescheid
Uber die Feststellung der Einklinfte gemafl § 188 BAO fiir das Jahr 2019 ab.

Das Finanzamt wertete die Eingabe vom 14.10.2022 (Beschwerde gegen die
Feststellungsbescheide 2014 bis 2018), welche bei der belangten Behoérde am 31.10.2022
eingegangen ist, als Vorlageantrag betreffend die Beschwerde gegen den Bescheid tber die
Feststellung der Einklinfte gemal § 188 BAO fiir das Jahr 2019, in welchem auf die Zustellung
der Beschwerdevorentscheidung am 14.9.2022 verwiesen wird.
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Mit Bescheid vom 17.6.2024 wies die belangte Behorde den Vorlageantrag betreffend
Feststellung der Einkiinften gemaR § 188 BAO fiir das Jahr 2019 als nicht fristgerecht

eingebracht zurick.

Mit Eingabe vom 24.7.2024 erhoben die Bf. Beschwerde gegen diesen
Zurickweisungsbescheid.

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 30.10.2025 gab die belangte Behorde der Beschwerde
mit der Begriindung Folge, dass die Zustandigkeit zur Zurlickweisung des verspateten
Vorlageantrages gemaR § 264 Abs. 5 BAO in die Zustandigkeit des Bundesfinanzgericht fallt.

Am 7.11.2025 legte die belangte Behorde dem Bundesfinanzgericht die Beschwerden zur
Entscheidung vor und beantragte die Zuriickweisung der verspateten Vorlageantrage.

I) Uber die Beschwerde wurde erwogen:
1.) Feststellungen

Gegen die Bescheide liber die Feststellung von Einklinften gemafR § 188 BAO fiir die Jahre 2014
bis 2018 vom 25.7.2022, nachweislich zugestellt am 14.9.2022, haben die Bf. mit Eingabe vom
14.10.2022, bei der belangten Behoérde am 31.10.2022 eingegangen, Beschwerde erhoben.

Die Beschwerdevorentscheidung, mit welcher die Beschwerde als nicht fristgerecht

eingebracht zurlickgewiesen wurde, wurde den Bf. nachweislicham 21.2.2024 zugestellt.
Am 25.3.2024 beantragten die Bf. die Vorlage ihrer Beschwerde an das Bundesfinanzgericht.

Gegen den Bescheid liber die Feststellung von Einkiinften gemaR § 188 BAO fir das Jahr 2019
vom 17.5.2021 haben die Bf. mit Eingabe vom 7.6.2021 fristgerecht Beschwerde erhoben.

Die Beschwerdevorentscheidung wurden den Bf. nachweislicham 14.9.2022 zugestellt.

Mit Eingabe vom 14.10.2022, bei der belangten Behorde am 31.10.2022 eingegangen,

beantragten die Bf. die Vorlage ihrer Beschwerde an das Bundesfinanzgericht.
2.) Beweiswiirdigung

Die obigen Sachverhaltsfeststellungen sind allesamt aktenkundig und ergeben sich aus den
Unterlagen des Verwaltungsverfahrens, insbesondere den RSb Riickscheinen und dem
Vorbringen der Bf.

Vor diesem Hintergrund durfte das Bundesfinanzgericht die obigen Sachverhaltsfeststellungen
gemadl § 167 Abs. 2 BAO als erwiesen annehmen.
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3.) Rechtliche Beurteilung

§ 245 BAO lautet:

(1) Die Beschwerdefrist betrégt einen Monat. Enthdlt ein Bescheid die Ankiindigung, dass noch
eine Begriindung zum Bescheid ergehen wird, so wird die Beschwerdeffrist nicht vor
Bekanntgabe der fehlenden Begriindung oder der Mitteilung, dass die Ankiindigung als
gegenstandslos zu betrachten ist, in Lauf gesetzt. Dies gilt sinngemdf3, wenn ein Bescheid auf
einen Bericht (§ 150) verweist.

(2) Durch einen Antrag auf Mitteilung der einem Bescheid ganz oder teilweise fehlenden
Begriindung (§ 93 Abs. 3 lit. a) wird der Lauf der Beschwerdefrist gehemmt.

(3) Die Beschwerdeffrist ist auf Antrag von der Abgabenbehdérde aus beriicksichtigungswiirdigen
Griinden, erforderlichenfalls auch wiederholt, zu verldngern. Durch einen Antrag auf
Firstverldngerung wird der Lauf der Beschwerdefrist gehemmt.

(4) Die Hemmung des Fristenlaufes beginnt mit dem Tag der Einbringung des Antrages (Abs. 2
oder 3) und endet mitdem Tag, an dem die Mitteilung (Abs. 2) oder die Entscheidung (Abs. 3)
iiber den Antrag dem Antragsteller zugestellt wird. In den Féllen des Abs. 3 kann jedoch die
Hemmung nicht dazu fiihren, dass die Beschwerdefrist erst nach dem Zeitpunkt, bis zu dem
letztmals ihre Verldngerung beantragt wurde, ablduft.

Gemal § 264 Abs. 1 BAO kann gegen eine Beschwerdevorentscheidung innerhalb eines
Monats ab Bekanntgabe (§ 97) der Antrag auf Entscheidung (iber die Bescheidbeschwerde
durch das Verwaltungsgericht gestellt werden (Vorlageantrag), wobei § 245 Abs. 3 und 4 BAO

sinngemaR anzuwenden sind.

Wird ein Vorlageantrag rechtzeitig eingebracht, so gilt die Bescheidbeschwerde von der
Einbringung des Antrages an wiederum als unerledigt. Die Wirksamkeit der
Beschwerdevorentscheidung wird durch den Vorlageantrag nicht berihrt (§ 264 Abs. 3 BAO).

Im den Streitjahren 2014 bis 2018 war bereits die Beschwerde vom 14.10.2022, welche bei der
belangten Behdrde am 31.10.2022 eingegangen ist, gegen die Bescheide betreffend
Feststellung der Einkiinfte gemall § 188 BAO fiir die Jahre 2014 bis 2018, welche am 14.9.2022
wirksam zugestellt wurden (siehe RSb Riickschein, wonach die Bescheide am 14.9.2022
Ubernommen wurden), verspatet.

Die Frist zur Einbringung eines Vorlageantrages begann mit Zustellung der
Beschwerdevorentscheidung am 21.2.2024 (siehe RSb Riickschein, wonach die
Beschwerdevorentscheidung am 21.2.2024 (ibernommen wurde) zu laufen und endete am
21.3.2024.

4von5



Seite 5von 5

Der Vorlageantrag wurde am 25.3.2024 —und somit nach Ablauf der Beschwerdefrist —
eingebracht und war daher verspatet.

Der Einwand der Bf., wonach die Beschwerdevorentscheidung erstam 23.2.2024 zugestellt
wurde, widerspricht zum einen dem eindeutigen Nachweis durch den RSb Riickschein und
andert zum anderen nichts an der Verspatung des am 25.3.2024 eingebrachten
Vorlageantrages.

Da die die Beschwerde zurlickweisenden Beschwerdevorentscheidung vom 14.2.2024 wirksam
zugestellt wurde, ist diese durch den verspateten Vorlageantrag vom 25.3.2024 nicht auRer
Kraft getreten, sondern hat endgliltig Uber die Beschwerde gegen die Bescheide betreffend
Feststellung der Einkiinfte gemafd § 188 BAO fiir die Jahre 2014 bis 2018 abgesprochen.

Der Vorlageantrag war daher gemafs § 260 Abs. 1 litb iVm § 264 Abs. 4 lit. e BAO als nicht
fristgerecht eingebracht zurlickzuweisen.

Im Streitjahr 2019 begann die Frist zur Einbringung des Vorlageantrages mit Zustellung der
Beschwerdevorentscheidung am 14.9.2022 zu laufen und endete am 14.10.2022.

Da der Vorlageantrag vom 14.10.2022 erst am 31.10.2022 - und somit nach Ablauf der
Beschwerdefrist — bei der belangten Behorde eingebracht wurde war er verspatet.

Der Vorlageantrag war daher gemaR § 260 Abs. 1 litb iVm § 264 Abs. 4 lit. e BAO als nicht
fristgerecht eingebracht zurlickzuweisen.

Zur Unzul3ssigkeit einer Revision

Gegen einen Beschluss des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zulassig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundséatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
der Beschluss von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu |6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Die Revision istim gegenstandlichen Fall nicht zuldssig, weil sich die Rechtsfolge der
Zurickweisung wegen erwiesener Verspatung unmittelbar aus dem Gesetz ergibt (§ 260 Abs. 1
lit. b BAO) und somit nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhdngt, der grundsatzliche
Bedeutung zukommt.

Wien, am 2. Janner 2026

5von5



	Zur Unzulässigkeit einer Revision

